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Cleavage [2010] 
Franz Urban Pappi ∗ 
Abstract: »Cleavage/Konfliktlinien«. Starting from political conflicts reflected in 
elections, social cleavages are described as societal conflict groups represented 
by political parties following the typology of Lipset and Rokkan. This presenta-
tion is complemented by an analysis of party system change caused by increas-
ing post-material value orientations in affluent societies (Inglehart). 
Keywords: Social cleavages, party systems, value change. 
1.  Cleavage 
Cleavage (englisch für Spaltung), in der Politikwissenschaft verwendet i.S. von 
Konfliktlinie, die die Befürworter und Gegner bei einer politischen Entschei-
dung trennt. Man geht dabei von der Vorstellung aus, dass es nicht einfach 
zwei Gruppen von Befürwortern und Gegnern gibt, sondern eine mehr oder 
weniger kontinuierliche Anordnung der Abstimmenden oder Wähler auf einer 
Policy-Dimension (Policy), auf der auch die Abstimmungsgegenstände oder 
Parteien angeordnet werden können. Der einzelne entscheidet sich bei Ab-
stimmungen oder Wahlen für die Lösung oder Partei, die seinem Idealpunkt am 
nächsten ist. Eine Konfliktlinie ist dann entsprechend die rechtwinklig zur 
Policy-Dimension verlaufende Linie, die die Befürworter und Gegner bei einer 
konkreten Abstimmung trennt. Dauerhafte Konfliktlinien liegen vor, wenn die 
Policy-Dimensionen immer wieder für konkrete Entscheidungen relevant sind 
oder wenn sie auf ideologische Dimensionen mit abstrakterer Bedeutung rück-
führbar sind und wenn die Abstimmenden/Wähler immer wieder in die glei-
chen Gruppen von Befürwortern und Gegnern zerfallen. Bei mindestens zwei 
dauerhaften Policy-Dimensionen kann die Situation auftreten, dass die Ideal-
punkte der Abstimmenden/Wähler nicht über die ganze Ebene streuen, sondern 
Häufungen, z.B. entlang der Diagonallinie der Ebene auftreten, deren horizon-
tale Achse die Dimension A und deren vertikale Achse die Dimension B bildet. 
Man spricht von sich verstärkenden Konfliktlinien (superimposed c.), wenn die 
Befürworter oder Gegner bei Dimension A auch die Einstellung zu Dimension 
B gemeinsam haben; von überlappenden C. (overlapping c.), wenn dies nicht 
der Fall ist, so dass z.B. die Befürworter bei Dimension A bei Dimension B 
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teils zu den Gegnern und teils zu den Befürwortern gehören. Die Idealpunkte 
der Abstimmenden/Wähler auf den beiden Dimensionen zeigen in letzterem 
Fall keinen Zusammenhang, während sie bei sich verstärkenden Konfliktlinien 
korreliert sind. 
1) In der Wahlforschung haben insbesondere soziale Konfliktlinien (social c.) 
Beachtung gefunden. Sie trennen soziale Gruppierungen (Klassen, Konfes-
sionsgruppen, ethnische Minderheiten etc.), deren ideelle oder materielle In-
teressen durch verschiedene Parteien vertreten werden. Zu einem bestimm-
ten historischen Zeitpunkt kann es zu einer Koalition zwischen einer 
sozialen Gruppierung bzw. ihren Repräsentanten und einer politischen Partei 
kommen. Beispiele dafür sind in Deutschland die Koalition der Katholiken 
mit der Zentrumspartei und der Arbeiter mit den Sozialdemokraten. Solche 
Koalitionen sind i. d. R. dauerhaft und finden bei Wahlen ihren Ausdruck in 
der überdurchschnittlichen Entscheidung der Gruppenangehörigen zugunsten 
der betreffenden Partei. Organisatorisch werden sie durch Mitgliedschaften 
z.B. in kirchlichen Vereinigungen oder in Gewerkschaften abgestützt. Ent-
scheidend ist dann, dass die Organisationsführer und die Parteiführer an dieser 
Koalition festhalten. 
2) Für die Entstehung der europäischen Parteiensysteme war die Politisierung 
sozialer Spaltungen von großer Bedeutung. S. M. Lipset und S. Rokkan 
(1967) haben eine historische Genealogie der Entstehung der europäischen 
Parteiensysteme entwickelt, die die verschiedenen Möglichkeiten auf vier 
grundlegende soziale Spaltungen zurückführt. Die Politisierung des Kon-
flikts zwischen Staat und Kirche und zwischen einer dominanten und einer 
ethnisch-sprachlich abweichenden Bevölkerungsgruppierung gehen auf die 
Phase der Nationwerdung (Nation building) zurück. Die Spaltung zwischen 
den städtischen Zentren und der agrarisch geprägten Landbevölkerung und 
die Spaltung zwischen Kapital und Arbeit hat sich als Folge der Industrialisie-
rung entwickelt. Welche Parteiensysteme konkret entstanden sind, hängt da-
von ab, welche Koalitionen die herrschende Elite mit den einzelnen Gruppen 
eingegangen ist. In den protestantischen Ländern war die Kirche bereits seit 
der Reformation unter Staatseinfluss gekommen, die Gegner der herrschenden 
Elite waren die Nonkonformisten und Laizisten. In den katholischen Ländern 
konnte die herrschende Elite entweder eine Koalition mit der Kirche eingehen, 
wie in Belgien und Österreich, oder Stellung gegen die Kirche beziehen, wie 
in Frankreich nach der Französischen Revolution. Die andere Wahlmöglich-
keit der herrschenden Elite vor der Phase der Hochindustrialisierung war 
entweder eine Koalition mit agrarischen Interessen, insbesondere denen des 
Großgrundbesitzes, oder mit den Vertretern der Handelsinteressen der Städ-
te. Sowohl in England als auch in Preußen war die Entscheidung zuerst zu-
gunsten einer protestantischen Staatskirche und dann zugunsten einer Koali-
tion mit dem Landadel gefallen. Die Opposition zu diesem System wurde 
von städtischen nicht kirchlich gebundenen Teilen des Bürgertums in der poli-
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tischen Form liberaler Parteien ausgeübt. Dagegen war die Hauptopposition in 
Frankreich ein ländlicher, klerikaler Konservativismus. Die letzte große histo-
rische Option für die Gestaltung des modernen Parteiensystems war die Koali-
tionsbildung im Hinblick auf die erstarkende Arbeiterbewegung. In Deutsch-
land entschied sich die Arbeiterbewegung sehr früh für einen autonomen Weg 
und schwächte damit den Liberalismus, in anderen Staaten trat diese Entwick-
lung erst im 20. Jahrhundert ein, wie z.B. in Großbritannien, bzw. gar nicht, 
wie in den USA. 
3) Eine heute weit verbreitete Diagnose besagt, dass soziale Konfliktpotenziale 
in westliche Industriegesellschaften an Bedeutung verlieren. Neue ideologi-
sche Spannungslinien wie der Gegensatz zwischen den traditionellen Partei-
en und ökologischen Bewegungen ließen sich nicht mehr auf Interessenge-
gensätze zwischen bestimmten sozialen Gruppen zurückführen. Träger 
dieser neuen sozialen Bewegungen seien deshalb eher Wertgemeinschaften 
und nicht über ihre Interessenlage abgrenzbare sozialstrukturelle Gruppierun-
gen. Für Post-industrielle Gesellschaften ist hier von R. Inglehart die Theorie 
des Wertewandels entwickelt worden, nach der sich die Wertprioritäten von 
den ökonomischen und physischen Sicherheitsbedürfnissen weg zu nicht-
materiellen Bedürfnissen wie Gemeinschaftsgefühl und Lebensqualität verla-
gert haben (Inglehart 1989, 77). Die etablierten Parteiensysteme repräsentieren 
danach noch die traditionellen sozialen Spaltungen, so z.B. in Deutschland die 
Konflikte zwischen sozialen Klassen oder die zwischen religiösen Gruppie-
rungen. Daneben treten neue Konflikte nicht-wirtschaftlicher Art, die zu-
nächst von neuen sozialen Bewegungen thematisiert werden (Anti-
Kernkraft-Bewegung, Friedensbewegung, Frauenbewegung), um dann nach 
einer Mobilisierungsphase schließlich Ausdruck in Parteien wie der Partei 
der Grünen zu finden. 
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